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Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


a) zu der von der Bundesregierung erlassenen 24. Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschafts-Verordnung 

— Drucksache 7/39 — 

b) zu der von der Bundesregierung erlassenen 25. Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschafts-Verordnung 

— Drucksache 7/151 — 


A. Problem 

Zu a) und b) 

Der Geld- und Kapitalzufluß aus dem Ausland macht Verstär- 
kungen der außenwirtschaftlichen Absicherung erforderlich. 


B. Lösung 

Zu a) 

Die Bundesregierung setzt auf der Grundlage des § 6 a AWG 
den Deportfreibetrag von 500 000 DM auf 50 000 DM herab. 

Zu b) 

Die Bundesregierung macht von der ihr in § 23 AWG gegebenen 
Ermächtigung zur Beschränkung von Geld- und Kapaitalzu- 
flüssen aus dem Ausland Gebrauch. 

Einmütigkeit im Ausschuß. 


C. Vorschlag 

Der Bundestag verlangt die Aufhebung der Verordnungen nicht. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Dr. Luda 


Die Verordnungen, die bereits in Kraft getreten 
sind, wurden vom Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages an den Ausschuß für Wirtschaft zur Bera- 
tung überwiesen. Es handelt sich um sog. Nachlauf- 
Verordnungen, bei denen der Deutsche Bundestag 
nach § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes die 
Aufhebung innerhalb einer Frist von vier Monaten 
nach Verkündung der Verordnungen verlangen 
kann. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß so- 
wohl die Kürzung des Depotfreibetrages als auch 
die Einführung einer Genehmigungspflicht 

— * für den entgeltlichen Erwerb aller inländischer 
Wertpapiere durch Gebietsfremde von Gebiets- 
ansässigen (bisher waren nur Inhaber- und 
Orderschuldverschreibungen betroffen) 


| — für die Aufnahme von Darlehen und sonstigen 
Krediten sowie die Inanspruchnahme von Zah- 
lungsfristen durch Gebietsansässige bei Gebiets- 
fremden 

— für die Ausstattung von Unternehmen, Zweig- 
niederlassungen und Betriebsstätten im Wirt- 
schaftsgebiet mit Vermögenswerten durch Ge- 
bietsfremde 

angesichts des übermäßigen ausländischen Geld- und 
Kapitalstromes der letzten Wochen unerläßlich war. 
Der Ausschuß hofft, daß sich die Lage auf dem Geld- 
und Kapitalmarkt in Kürze so normalisiert, daß auf 
die Genehmigungspflicht nach § 23 AWG alsbald ver- 
zichtet werden kann. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
von dem dem Bundestag zustehenden Aufhebungs- 
verlangen keinen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 21. Februar 1973 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Dr. Luda 

Berichterstatter 



